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Abkiirzungsverzeichnis

EJPD Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Standerats

DBA Doppelbesteuerungsabkommen

OECD Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats

EU Europaische Union

NEAT Neue Eisenbahn-Alpentransversale

EDA Eidgendssisches Departement flur auswartige Angelegenheiten
FZA Personenfreizligigkeitsabkommen

NCS Nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken
DFJP Département fédéral de justice et police

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des Etats

CDI Convention de double imposition

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

UE Union européenne

NLFA Nouvelle ligne ferroviaire a traverser les Alpes

DFAE Département fédéral des affaires étrangeres

ALCP Accord de libre circulation des personnes

SNPC Stratégie nationale de protection de la Suisse contre les cyberrisques
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Rechtsordnung

Le Conseil fédéral a présenté son concept global de protection et de défense du
cyberespace civil et militaire, dans son rapport sur I'organisation de la Confédération
pour la mise en ceuvre de la stratégie nationale de protection de la Suisse contre les
cyberrisques. Une organisation supradépartementale a été privilégiée pour assumer les
tdches de cybersécurité, de cyberdéfense et pour la poursuite pénale de la
cybercriminalité. Le soutien de I'armée lors de cyberincidents et le déroulement de ses
interventions doit encore étre défini avec les autorités civiles. Pour assurer la mise en
ceuvre de la Stratégie nationale de protection de la Suisse contre les cyberrisques
(SNPC) 2018-2022, les ressources financiéres ont été augmentées et une soixantaine de
postes de travail supplémentaires ont été créés. Enfin, en comparaison internationale,
la Suisse posséde des structures dans le domaine de la cybersécurité similaires a celles
de plusieurs autres pays. Aucun des pays étudiés, a savoir I'Allemagne, la Finlande, la
France, Israél, I'ltalie et les Pays-Bas, ne posséde une organisation unique pour la
réalisation des travaux liés aux cyberrisques et n'a confié a son armée la responsabilité
d'assurer la protection contre ce type de danger. '

Rechtshilfe

Bundesrat Koller und der franzdsische Justizminister Toubon unterzeichneten am 28.
Oktober ein bilaterales Abkommen zur Vereinfachung der gegenseitigen Rechtshilfe.
Dieses erlaubt es, Rechtshilfegesuche direkt an die beteiligten Behdrden zu richten;
bisher mussten sie auf diplomatischem Weg tber die Ministerien Gbermittelt werden.
Mit Deutschland und Osterreich waren analoge Zusatzvereinbarungen zum
Européischen Rechtshilfelbereinkommen bereits friher abgeschlossen worden, mit
Italien sollen Verhandlungen Uber eine entsprechende Regelung 1997 aufgenommen
werden. ?

Innere Sicherheit

Der im Vorjahr in die Vernehmlassung gegebene Vorentwurf fiir ein Gesetz iiber den
Einsatz von verdeckten Ermittlern bei der Polizei gab bei den Kantonen und den
blrgerlichen Parteien zu wenig Kritik Anlass. Die SP und der Schweizerische
Anwaltsverband lehnten das neue Gesetz hingegen ab; erstere, weil die Verfassung dem
Bund keine entsprechenden Kompetenzen einrdume, letzterer, weil die Arbeit von
verdeckten Ermittlern gegen rechtsstaatliche Prinzipien verstossen wirde. Trotz dieser
grundsatzlichen Kritik beauftragte der Bundesrat das EJPD mit der Ausarbeitung einer
entsprechenden Vorlage. Als zusatzliche Massnahme vor allem im Kampf gegen das
organisierte Verbrechen forderte Bundesanwaltin Del Ponte wiederholt die Einfihrung
einer Kronzeugenregelung nach italienischem oder deutschem Vorbild, welche
aussagewilligen Delinquenten Strafmilderung oder -verschonung zusichert. 3

Ende April unterzeichnete Justizminister Koller ggmeinsam mit seinen Amtskollegen aus
Deutschland, Osterreich und Liechtenstein bilaterale Abkommen lber die
grenziiberschreitende Polizeiarbeit. Damit wurde die bereits bisher praktizierte
Zusammenarbeit auf eine einwandfreie rechtliche Grundlage gestellt. Geregelt wird
dabei insbesondere die gegenseitige Hilfe bei Grossereignissen und Katastrophen, aber
auch die grenzuberschreitende Observierung, Verfolgung und Festnahme von
Tatverdachtigen sowie der Informationsaustausch. Das Parlament hiess Vertrage mit
Italien und Frankreich Uber die polizeiliche Zusammenarbeit gut. Diese sehen eine
ahnliche Kooperation wie mit den nérdlichen und 6stlichen Nachbarstaaten vor, das
Schwergewicht liegt aber auf der Zusammenarbeit bei der Bewaltigung des
Fllichtlingsproblems. *

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



POSTULAT
DATUM: 26.09.2014
NADJA ACKERMANN

BERICHT
DATUM: 29.04.2015
ELIA HEER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.11.2016
KARIN FRICK

STANDESINITIATIVE
DATUM: 20.01.2017
KARIN FRICK

Der Bundesrat sollte mit Blick auf die bevorstehende Weltausstellung Expo 2015 in
Mailand ein Sicherheitskonzept entwerfen, das eine effiziente Koordination zwischen
den Bundesbehérden, den kantonalen Sicherheitsorganen und den italienischen
Polizeiorganen sicherstellt. Das Postulat Romano (cvp, Tl) sah im Konzept zugleich einen
Nutzen Uber die Expo hinaus, da aktuell ein Anstieg der grenziberschreitenden
Kriminalitat verzeichnet werde. Der Nationalrat teilte diese Ansicht und Uberwies den
Vorstoss diskussionslos an den Bundesrat. °

In Erfullung eines Postulats Romano (cvp, Tl) verdffentlichte der Bundesrat im April 2015
im Vorfeld der Weltausstellung in Mailand einen kurzen Bericht mit einer Ubersicht
liber die Sicherheitslage, das Sicherheitsdispositiv und die diesbeziigliche
Koordination mit den italienischen Behdérden. Der Bundesrat kam darin zum Schluss,
dass die Expo 2015 aufgrund der verflgbaren Erkenntnisse keine ausserordentliche
Lage bewirke. Das Postulat wurde daraufhin im Sommer 2016 vom Nationalrat
abgeschrieben. ¢

Der Kanton Tessin forderte mit einer im September 2015 eingereichten
Standesinitiative (Kt.lv. 15.320), dass von EU-Biirgerinnen und -Biirgern, die eine
Aufenthaltsbewilligung fiir die Schweiz beantragen, ein Strafregisterauszug
eingefordert werden kann. Die Schweiz soll in solchen Fallen wieder systematisch und
von Amtes wegen sowie ohne nahere Begrundung Informationen Uber allfallige
Vorstrafen beim Herkunftsland oder bei Drittstaaten einholen dirfen. Mit einer
zweiten, gleichzeitig eingereichten Standesinitiative (Kt.lv. 15.321) wollte der Grosse Rat
des Kantons Tessin darlber hinaus sicherstellen, dass in diesem Rahmen auch Uber
entsandte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer diskutiert wird. Anhand schwerer
Straftaten, argumentierte der Tessiner Grosse Rat, zeige sich die Gefahrdung der
offentlichen Sicherheit, die von der Vergabe von Aufenthaltsbewilligungen ohne
Uberpriifung der antragstellenden Person - und damit letztlich von den bilateralen
Personenfreizligigkeitsabkommen - ausgehe. Im Gegensatz zu Grenzgangerinnen und
Grenzgéangern, die immerhin bei der Behdrde um eine Bewilligung ersuchen missten,
kémen entsandte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zudem véllig unkontrolliert
nach einer einfachen Online-Anmeldung in die Schweiz.

Mit Stichentscheid des Prasidenten gab die SPK-SR im November 2016 beiden
Initiativen Folge. Obgleich sie sich bewusst sei, dass die Forderungen des Kantons
Tessin im Lichte des Freizligigkeitsabkommens mit der EU (FZA) problematisch sein
kénnten, solle geprift werden, ob mit der EU bezlglich des systematischen Einholens
von Strafregisterauszligen verhandelt werden kénne oder ob die Schweiz bzw. einzelne
Kantone diesbezlglich autonom vorgehen kénnten. Die Minderheit lehnte die Initiativen
ab, weil sie das FZA sowie die Beziehungen zur EU und zu ltalien verletzten, ohne den
erwinschten Erfolg zu bringen.’

Mitte Januar 2017 war auch die SPK-NR mit 13 zu 11 Stimmen mehrheitlich der Ansicht,
die Vergabe von Aufenthaltsbewilligungen ohne vorgangige Uberprifung des
Strafregisters der antragsstellenden Person stelle eine potenzielle Gefahr fur die
offentliche Sicherheit in der Schweiz dar. Sie gab damit den beiden Tessiner
Standesinitiativen Folge, die es ermdglichen wollen, systematisch Strafregisterausziige
von allen zuziehenden EU-Biirgerinnen und -Biirgern einzuholen. Wahrend die
Minderheit zu bedenken gab, eine solche systematische Uberpriifung werde vom FZA
ausgeschlossen und belastete dadurch die Beziehungen zu lItalien und zur EU,
argumentierte die Mehrheit, das FZA kénne und durfe die Schweiz nicht an der
Wahrung ihrer 6ffentlichen Sicherheit hindern. ®
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Polizei

Konkretere Massnahmen verlangten andere parlamentarische Vorstodsse. So forderte die
Schwesterkommission (SPK-NR) mit einer Motion die Wiedereinfiihrung von
Grenzkontrollen an Grenzen zu Staaten, die das Dublin-Abkommen nicht befriedigend
umsetzen. Insbesondere an der Grenze zu Italien sollen die Grenzen stéarker kontrolliert
werden. Nachdem die Motion 2012 im Nationalrat Zustimmung gefunden hatte, wurde
sie 2013 durch den Standerat mit 17 zu 6 Stimmen bei 2 Enthaltungen an den Bundesrat
Uberwiesen. ?

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

La coopération policiére a été renforcée avec la création, en automne, d'un centre
commun & Chiasso (Tl). Financé paritairement, il se consacrera principalement & la
criminalité transfrontaliere. Il se base sur 2 protocoles additionnels a I'accord de
coopération signé en 1998. 1

En octobre, les relations helvético-italiennes se sont tendues suite & la mise en place
d’actions fiscales, douaniéres et policieres par les autorités italiennes pour
accompagner la mise en place d'une nouvelle amnistie fiscale. La surveillance des
frontieres helvétiques a I'aide de systémes infrarouges, I'envoi anonyme d’agents du
fisc italien au Tessin, les perquisitions menées dans des succursales de banques suisses
en ltalie, les descentes du fisc italien dans des sociétés italiennes soupconnées
d"évasion de fonds en Suisse et les lettres d'avertissements & des ressortissants italiens
vivant en Suisse ont entrainé les protestations du gouvernement helvétique qui a
estimé ces mesures discriminantes. De la sorte, Micheline Calmy-Rey a convoqué
|"'ambassadeur italien au DFAE pour lui faire part de ses préoccupations et Hans-Rudolf
Merz a annoncé qu’il suspendait les négociations sur la CDI avec I'ltalie. Suite a cela, un
groupe de travail interdépartemental a été constitué afin d"éviter toute escalade et, lors
de sa visite @ Rome, Doris Leuthard a affirmé que la Suisse souhaitait poursuivre le
dialogue a condition que I'ltalie la retirat de sa liste noire des paradis fiscaux. A la fin du
mois de novembre, deux motions ont été déposées au parlement italien demandant
d’améliorer les relations avec la Suisse et la Confédération a retiré sa candidature a la
présidence de I'OCDE au profit de I'ltalie. "

Lors de son voyage & Rome, la conseillere fédérale Simonetta Sommaruga a signé un

accord de coopération policiére avec [|'ltalie. Cet accord permettra de mieux lutter
contre la criminalité transfrontaliére.

Le 23 février & Milan, Eveline Widmer-Schlumpf et son homologue italien Pier Carlo
Padoan ont signé un protocole modifiant la convention contre les CDI ainsi qu'une
feuille de route concernant la poursuite du dialogue sur les questions financieres et
fiscales. ™

Le 19 juin 2015, le Parlement a accepté le projet d'arrété fédéral traitant de la
coopération policiére et douaniére avec I’ltalie. La Suisse et I'ltalie sont en effet toutes
deux membres de I'espace Schengen, dont découlent la libre circulation des personnes
et la suppression des contréles systématiques aux frontiéres étatiques. Face a cet état
de fait, le nouvel accord bilatéral permet aux pays signataires de se doter d'un outil
supplémentaire pour lutter de maniere efficace contre la criminalité, notamment par le
biais d'une intensification de la coopération entre les corps de police suisses et
italiens. ™
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Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Obwohl die Schweiz 2015 das Protokoll zur Anderung des
Doppelbesteuerungsabkommens mit Italien in Kraft gesetzt habe, stehe sie noch immer
auf der italienischen schwarzen Liste fiir die Besteuerung natiirlicher Personen,
wodurch flr Personen, die von ltalien in die Schweiz ziehen wollten, eine Umkehr der
Beweislast hinsichtlich des Steuerdomizils vorliege, kritisierte Roberta Pantani (lega, TI).
Dies erhdéhe den administrativen Aufwand fir die Direktbetroffenen und stelle einen
Wettbewerbsnachteil fir die in der Schweiz tatigen Banken und Unternehmen dar.
Deshalb wollte Pantani den Bundesrat im September 2019 mit einer Motion
beauftragen, diesbezlglich Abhilfe zu schaffen. Dieser verneinte zwar die Auswirkungen
auf die Schweizer Banken, beantragte die Motion aber aufgrund des Mehraufwands fur
die Betroffenen zur Annahme. In der Wintersession 2019 sprach sich der Nationalrat
stillschweigend fur das Anliegen aus, nachdem es nach dem Ausscheiden von Pantani
aus dem Nationalrat von Lorenzo Quadri (lega, Tl) Gbernommen worden war.

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Verkehrspolitik

Le Conseil fédéral a approuvé I'accord trilatéral Suisse-Allemagne-Italie qui constitue
un fondement important de la mise en application du traité sur le transit, et des
mesures provisoires décidées en 1989 par le gouvernement dans l'attente des
transversales alpines. Ce texte a pour but d'améliorer |'offre de transport combiné rail-
route et prévoit, & cet effet, d'en élever la capacité d'ici 1994 grace a des mesures
techniques, ainsi qu'au développement de troncons et de terminaux. Il regle
|'adaptation des infrastructures sur les axes du Lotschberg-Simplon et du Gothard,
pour que les capacités de ferroutage de la Suisse ne débouchent pas sur des goulets
d'étranglement aux frontiéres. Outre les adaptations techniques, les extensions de
réseaux et la construction de terminaux, I'accent est mis sur la suppression d'entraves
administratives et sur une harmonisation des tarifs et des horaires. "

Le corollaire a ce traité, et qui figure dans le méme message, est I'accord trilatéral
entre la République fédérale d'Allemagne, la Suisse et I'ltalie sur le trafic combiné rail-
route. Ce texte vise a développer les infrastructures de ces pays dans le cadre de la
solution transitoire (développement de la capacité des lignes du Lotschberg et du
Gothard) dans I'attente des nouvelles transversales alpines. Pour qu'un flot
ininterrompu de trafic ferroviaire soit assuré aux frontieres suisses, I'accord prévoit la
construction de diverses installations au nord et au sud de ces lignes, tels de nouveaux
terminaux ainsi que des extensions de réseaux. Les chemins de fer italiens (FS) ont mis
en fonction la premiére partie de la gare de triage de Domodossola 2. Cette installation
est un élément capital dans le cadre du doublement de la voie du Lotschberg, de la
revitalisation de la ligne du Simplon et de la réalisation des NLFA.

Ces textes ont été adoptés a I'unanimité par le parlement, malgré I'abstention des
écologistes.
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